
RathausUmschau

Donnerstag, 23. Dezember 2010

Ausgabe 246

Herausgeber: Presse- und Informationsamt der Landeshauptstadt München
Verantwortlich für den Inhalt: Stefan Hauf, Druck: Stadtkanzlei, Gemeinsame Anschrift: Rathaus, Marienplatz 8,
80313 München, Telefon 2 33-9 26 00, Telefax 2 33-2 59 53, presseamt@muenchen.de, www.muenchen.de/rathaus

Das Presse- und Informationsamt
wünscht allen Leserinnen und
Lesern der Rathaus Umschau
fröhliche Weihnachten!
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Terminhinweise

Wiederholung
Freitag, 24. Dezember, 10 Uhr, Tierpark Hellabrunn

Oberbürgermeister Christian Ude besucht am Heiligen Abend drei Einrich-
tungen, die mit ihrer Arbeit der Versorgung und Sicherheit der Münchner
Bevölkerung an Weihnachten dienen. Nach seinem Besuch im Tierpark
Hellabrunn ist der OB bei der Polizeiinspektion 14, Beethovenstraße 5, und
anschließend bei der Hauptfeuerwache, An der Hauptfeuerwache 8.

Dienstag, 28. Dezember, 11 Uhr, Sailerstraße 23

Stadtrat Dr. Reinhard Bauer (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Emma
Sendner im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Meldungen

12.000 Freikarten für Heimkinder und Senioren

(23.12.2010) Krone-Clown Jimmy Folco in einer ungewohnten Rolle: Als
immerfröhlicher Glücksbote übergab er gestern in der Manege des Circus
Krone 12.000 Freikarten. Bürgermeisterin Christine Strobl übernahm das
vorweihnachtliche Präsent, das von Zirkusdirektorin Christel Sembach-
Krone zur Verfügung gestellt worden war. Diese Gabe hat Tradition. Bereits
seit 45 Jahren schenkt der Circus Krone der Landeshauptstadt München
in jedem Winter vier komplette Sonder-Vorstellungen für Heimkinder und
Senioren. Über 650.000 Bedürftigen wurde dadurch ein unvergesslicher
Nachmittag im Circus Krone bereitet. Bürgermeisterin Strobl freut sich
sehr über dieses großzügige Geschenk: „Damit wird vielen Kindern und
älteren Menschen ein unvergessliches Erlebnis beschert, das
sie sich sonst niemals leisten könnten.“
Traditionell ist die Premiere des Weihnachtsprogrammes am 25. Dezem-
ber. Die Winterspielzeit mit den drei verschiedenen Programmen im mo-
natlichen Wechsel geht diesmal bis zum 3. April 2011. Kassen-Hotline:
5 45 80 00.
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„Yum Yum Silvester“ im Münchner Stadtmuseum

(23.12.2010) Das Münchner Stadtmuseum trat an die Macher des „Kon-
gress“ (ehemals „Die Registratur“) heran, um ein gemeinsames Projekt
zu realisieren, das die gegenwärtige Münchner Pop-Kultur ins Museum
einlädt. Silvester ist der zweite Termin in der noch jungen Kooperation:
„Yum Yum Silvester“ im Münchner Stadtmuseum am Freitag, 31. Dezem-
ber, ab 22 Uhr. Es legen auf: Chrome, Max Mausser, Not:fx, Tand Willi-
ams, D-Nice und Tipura. Tickets zu 20 Euro gibt es an der Abendkasse und
im Vorverkauf (limitiertes Kontingent) an folgenden Anlaufstellen:
- Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1
- 874, Eisenmannstraße 2 (http://bit.ly/dI2Txt)
- WESC Store, Fürstenfelderstraße 12 (http://bit.ly/g8quZV)
- Chicas, Am Schützeneck 3 (http://bit.ly/fFQRPf)
- Amen, Corneliusstraße 1 (http://bit.ly/fmVY2l)
- Meschugge 54, Türkenstraße 54 (http://bit.ly/e5FmNP)
- Carhartt Store, Münchner Freiheit 2 (http://bit.ly/hu9uaU)
- Soda, Rumfordstraße 3 (http://bit.ly/gP2xDF)

Winterdienstbilanz für Mittwoch, 22. Dezember

(23.12.2010) Hier die aktuellen Winterdienst-Zahlen:
Mittwoch, 22. Dezember:

Einsatzzahlen:
Personal: 143 Fahrzeuge: 93
Streuguteinsatz:
Salz: 151,942 t Splitt: 19,35 t
Kosten des Einsatztages: 102.608,15 Euro
Bisherige Bereitschaftstage: 11
Bisherige Einsatztage: 41
Bisher aufgelaufene Kosten im Winter 2010/2011: 10.222.066,81 Euro
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 23. Dezember 2010

Bricht die ARGE München die Verfassung?

Anfrage Stadträtin Dagmar Henn (Die Linke) vom 25.11.2010

Antwort Sozialreferentin Brigitte Meier:

In Ihrer oben genannten Anfrage kommen Sie zurück auf die Antwort auf
Ihre Anfrage vom 22.10.2010 und zweifeln an, dass die Arbeitsgemein-
schaft für Beschäftigung München GmbH (ARGE) verfassungsgemäß
handelt.

Zu Ihrer Anfrage vom 25.11.2010 nimmt das Sozialreferat als Betreuungs-
referat für die ARGE im Auftrag des Herrn Oberbürgermeisters wie folgt
Stellung:

Frage 1:

Wo wird im Recht der Bundesrepublik Deutschland ein „jus in statu
nascendi“ definiert (bitte genaue Rechtsquelle benennen, Gesetz, Para-
graph etc.)?

Frage 2:

Wie wird bei der Anwendung eines nur angenommenen Rechts die Gewal-
tenteilung gewahrt? Dieses angenommene Recht beruht im konkreten Fall
ja auf einem Referentenentwurf, also einem Vorschlag der Exekutive.

Frage 3:

Was gilt alles als angenommenes Recht? Jegliche Form von      Gesetzes-
entwurf, die parlamentarisch noch nicht beschlossen wurde, oder nur Ge-
setzesentwürfe, die die wahrscheinliche Unterstützung der jeweiligen
Mehrheitsfraktionen des jeweiligen Bundestages haben? Gibt es eine ma-
thematische Grenze für diese Wahrscheinlichkeit, also ein 50 %-ges
Recht, ein 75 %-ges Recht, und ab welcher Schwelle gilt dieses wahr-
scheinliche Recht als wahrscheinlich genug, um von der Verwaltung in vor-
auseilendem Gehorsam umgesetzt zu werden?
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Frage 4:

Wie können Betroffene ihre Rechte wahren? Nach Auskunft des Sozialre-
ferats wären Widersprüche „zum jetzigen Zeitpunkt … unzulässig“, da
„noch keine Beschwer vorliegt“. Bisher war ich davon ausgegangen, dass
gegen einen Bescheid, wie es auch die Rechtsmittelbelehrung erwähnt,
innerhalb der gesetzlichen Frist Widerspruch eingelegt werden muss. Die-
ser Widerspruch kann sich auch gegen die Rechtmäßigkeit des Beschei-
des infolge mangelnder Rechtsgrundlage richten. Gegen die Bescheide,
die auf angenommenem Recht basieren, soll nach Auskunft des Sozialre-
ferats ein Widerspruch
erst möglich sein, wenn die Folgen des angenommenen Rechts sich mate-
riell manifestieren. Wurde in den betreffenden Bescheiden darauf hingewie-
sen, dass für den auf den Zeitraum nach dem 01.01.2011, zu dem das an-
genommene Recht als in Kraft getreten vorausgesetzt wird, betreffenden
Teil des Bescheides eine zweite Widerspruchsfrist beginnt, die sich auf die
Berechnung ab dem 01.01.2011 bezieht? Ist es neuerdings
üblich, einen Bescheid in zwei Rechtsakte aufzuteilen? Sind diese zwei
unterschiedlichen Rechtsakte den Betroffenen gegenüber kenntlich ge-
macht, und falls ja, wie? Und auf welcher Rechtsgrundlage werden die
verwaltungsrechtlich vorgegebenen Fristen für Widersprüche, die ab Be-
scheiderstellung zählen, durch eine Frist ersetzt, die ab „Beschwer“ ein-
setzt? Wird dies beispielsweise bei Sanktionen ebenso gehandhabt, dass
ein Widerspruch gegen eine Sanktion erst möglich ist, wenn die Sanktio-
nierung tatsächlich erfolgt?

Frage 5:

Gibt es auch Verwaltungshandeln auf Grundlage angenommener Verord-
nungen? Wann tritt eine solche angenommene Verordnung in den vorge-
burtlichen Rechtszustand ein? Reicht dafür ein Telefonat mit einem Refe-
renten oder muss das angenommene Recht doch weiter gerinnen, ehe es
exekutiert wird?

Frage 6:

Ist die Anwendung angenommenen Rechts eine Spezialität des Sozialrefe-
rats bzw. der ARGE München oder gibt es noch weitere Teile der Münch-
ner Stadtverwaltung, die mit dieser neuen Rechtskategorie operieren (bitte
genau nach Referaten aufgeteilt aufführen)?

Antwort auf die Fragen 1 bis 6:

Wir bitten um Verständnis, dass wir im Folgenden nicht explizit auf Ihre
verfassungsrechtlichen Fragen bezüglich des Gesetzgebungsverfahrens
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und der Gewaltenteilung sowie Ihre Ausführungen zur Zulässigkeit von
Widersprüchen eingehen.

Auch das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fa-
milie und Frauen (StMAS) hat die vom Bundesministerium für Arbeit und
Soziales empfohlene und von der Bundesagentur für Arbeit eingeschlage-
ne Vorgehensweise geprüft. Wir zitieren im Folgenden aus dem Schreiben
des StMAS vom 23.11.2010, dem wir uns vollinhaltlich anschließen:

„Befristung des Zuschlags nach § 24 SGB II sowie des Zuschusses

nach § 26 Abs. 1 SGB II

Die Gesetzesänderung zur Streichung des Zuschlags sowie des Zuschus-
ses steht seit dem von der Bundesregierung beschlossenen „Sparpaket“
Anfang Juni 2010 im Raum; seit der Vorlage des Regierungsentwurfs am
01.09.2010 sind die geplanten Änderungen und der Zeitpunkt ihres Inkraft-
tretens konkret formuliert. Aus Sicht der Verwaltung standen spätestens
ab diesem Zeitpunkt die derzeitigen Voraussetzungen für die weitere Be-
willigung von Zuschuss bzw. Zuschlag nur noch bis zum 31.12.2010 sicher
fest.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat ausdrücklich eine Befristung als zuläs-
sig angesehen, die sicherstellt, dass der Bewilligungsbescheid zeitlich nur
so weit reicht, wie – aus Sicht der Verwaltung – vorhersehbar die gesetzli-
chen Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt sind. Nach dem BSG
handelt es sich hier nicht um einen (jedem Verwaltungsakt immanenten)
Vorbehalt gleich bleibender Verhältnisse, sondern um einen Fall, der bereits
im Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidung die Prognose auf den späteren
Wegfall des Anspruchs erlaubt (BSG, Urteil vom 29.08.1990 – 9a/9 Rvs 14/
89; SozR 3 – 1300 § 32 SGB X Nr. 3).
§ 32 Abs. 1 SGB X, der die Zulässigkeit von Nebenstimmungen wie z.B.
Befristungen regelt, kann nach Auffassung des Bundessozialgerichts da-
hingehend ausgelegt werden, dass eine Nebenbestimmung bei Verwal-
tungsakten mit Dauerwirkung möglich ist, wenn im konkreten Fall greifba-
re Anhaltspunkte befürchten lassen, die Voraussetzungen des Verwal-
tungsaktes könnten möglicherweise wieder entfallen (BSG, Urteil vom
28.09.2005 – B 6 KA 60/03 R, SozR 4 – 1300 § 32 Nr. 1).

Begründbar scheint es, ab Vorlage des Regierungsentwurfs am 01.09.2010
bereits von ausreichend absehbaren Änderungen (vorherige Einigung im
Bundeskabinett, keine Zustimmungsbedürftigkeit der geplanten Änderun-
gen im Bundesrat, keine Geltendmachung verfassungsrechtlicher Beden-
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ken) auszugehen. Zumindest seit der Verabschiedung des Haushaltsbe-
gleitgesetzes 2011 durch den Bundestag am 28.10.2010 (zweite und dritte
Lesung) sind die gesetzlichen Änderungen konkret absehbar, da es vor
dem Inkrafttreten der geplanten Rechtsänderungen zum 01.01.2011 ledig-
lich noch der Bestätigung durch den Bundespräsidenten und der Verkün-
dung im Bundesgesetzblatt bedarf.

Aber auch unabhängig von dieser – vom Bundessozialgericht anerkannten
– Konstellation der Absehbarkeit des Wegfalls der Voraussetzungen des
Verwaltungsaktes ist die Befristung von Zuschuss und Zuschlag zum
31.12.2010 unserer Auffassung nach zulässig. Gemäß § 41 Abs. 1 Satz 4
SGB II sollen die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts jeweils
für sechs Monate bewilligt (befristet) werden. Die Vorschrift lässt damit
(im Sinne von § 32 Abs. 1 SGB X) nicht nur Befristungen als solche, son-
dern auch vom 6-Monats-Zeitraum abweichende Bewilligungen/Befristun-
gen zu. Voraussetzung ist allerdings eine rechtmäßige Ausübung des Er-
messens („sollen“). Zwar stellt der 6-Monats-Bewilligungszeitraum nach
der gesetzlichen Konzeption den Regelfall dar; Ausnahmen sollen nur in
atypischen Fällen getroffen werden. Aus § 41 Abs. 1 Satz 5 SGB II lässt
sich allerdings entnehmen, dass das Gesetz eine nicht zu erwartende Ver-
änderung der Verhältnisse als einen atypischen Fall wertet; spiegelbildlich
muss dies auch für den Fall einer zu erwartenden Veränderung der Verhält-
nisse gelten.

Im Hinblick auf die Kritik des Städtetags, bei den umfassend vorgenom-
menen Befristungen liege ein Ermessensfehler im Sinne des „Nichtge-
brauchs“ des eingeräumten Ermessens vor, spricht unserer Auffassung
nach allerdings mehr dafür, dass – nachdem greifbare Anhaltspunkte für
den Wegfall der Voraussetzungen des Verwaltungsaktes vorliegen – der
Erlass einer auflösenden Befristung (hier die Befristung auf den
31.12.2010) aufgrund einer Ermessensreduzierung auf Null vielmehr erfor-
derlich ist: Die Befristung verfolgt gerade das Ziel, die gesetzlich absehba-
ren Änderungen umzusetzen und damit den jeweiligen Anspruchsvoraus-
setzungen bzw. Leistungsgrenzen Rechnung zu tragen. Ohne Befristungs-
möglichkeit stünde der Verwaltung lediglich die vom Städtetag vorgeschla-
gene Möglichkeit zur Verfügung, die Bescheide mit einem Widerrufsvorbe-
halt zu versehen und nach Inkrafttreten der Regelungen mit Wirkung für
die Zukunft zu widerrufen. Im Hinblick auf die Vielzahl der betroffenen Be-
scheide und den erheblichen, Anfang 2011 bei der Umsetzung der Rechts-
änderungen ohnehin entstehenden Verwaltungsaufwand wäre die Verwal-
tung „sehenden Auges“ dazu gezwungen, das ab 01.01.2011 geltende
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Recht zumindest eine Zeit lang nicht umzusetzen. Eine Befristung auf den
31.12.2010 hingegen sichert die Gleichbehandlung mit Sachverhalten, die
ab dem 01.01.2011 zur Entscheidung anstehen und für die ohne Weiteres
die neue Rechtslage gilt. Zudem trägt sie (ab dem 01.01.2011) dem Grund-
satz der Gesetzesbindung der Verwaltung Rechnung. Außerdem führt die
Befristung der einzelnen Vergünstigungen (Zuschlag bzw. Zuschuss) unter
Beibehaltung des nach § 41 Abs. 1 Satz 4 SGB II vorgesehenen Bewilli-
gungszeitraums von 6 Monaten – im Übrigen dazu, dass keine Leistungs-
lücken für den Einzelnen entstehen, die bei einer vom BMAS alternativ
genannten Bewilligung sämtlicher Leistungen der Grundsicherung zum
31.12.2010 zu befürchten wäre.

Das Argument des Städtetages, eine Befristung würde die Entscheidung
des § 48 SGB X umgehen (bei rechtlichen Änderung Möglichkeit der Auf-
hebung des Verwaltungsaktes mit Wirkung für die Zukunft) greift unserer
Ansicht nach nicht, da die Bewilligung von Zuschlägen bzw. Zuschüssen
theoretisch direkt mit Inkrafttreten der Regelung zum 01.01.2011 aufgeho-
ben werden könnte, soweit die Aufhebungsbescheide rechtzeitig zugehen.
Dass dies bei der Vielzahl der betroffenen Leistungsempfänger voraus-
sichtlich nicht in jedem Fall zum 01.01.2011 umgesetzt werden könnte und
so infolge der Belastung der Verwaltung im Einzelfall für die Betroffenen
günstige Überzahlungen anfallen könnten, ist kein legitimes Interesse, auf
das die Betroffenen sich berufen könnten und das bei der Auslegung des
Verhältnisses von § 48 SGB X zu § 41 Abs. 1 Satz 4 SGB II, § 32 Abs. 1
SGB X herangezogen werden könnte.

Anrechnung des Elterngeldes als Einkommen

Anders als bei der Befristung von Zuschuss und Zuschlag erfolgt die An-
rechnung von Elterngeld als Einkommen nicht im Wege einer Nebenbe-
stimmung (Befristung), sondern unter bloßem Hinweis auf die zugrunde
liegende Berechnung (nach dem jeweils einschlägigen Recht). Dass im
Bescheid dadurch auch auf die (absehbare) zukünftige Rechtslage abge-
stellt wird, stellt keinen Verstoß gegen § 31 SGB I (Vorbehalt des Geset-
zes) dar. Die Änderungen zur Anrechnung des Einkommens – wie nach
dem Haushaltsbegleitgesetz 2011 vorgesehen – werden erst mit Wirkung
ab 01.01.2011 zugrunde gelegt; sie entfalten zum gegenwärtigen Zeitpunkt,
vor Inkrafttreten der Änderungen, daher noch keine Wirkungen. Bis
31.12.2010 wird auf Grundlage des anwendbaren Gesetzes im Einklang
mit § 31 SGB I berechnet, ab 01.01.2011 soll auf der dann maßgeblichen
gesetzlichen Grundlage gerechnet werden.
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Verbunden mit der Zusicherung, dass die Bescheide rechtzeitig angepasst
werden, wenn sich abzeichnet, dass die erwarteten Rechtsänderung nicht
(rechtzeitig) verabschiedet werden, trägt die gewählte Vorgehensweise
gerade dem Gedanken des § 31 SGB I Rechnung.“
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